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(Nr. 13764.) Verordnung über das Verbot des Ausſchankes von Branntwein und des Kleinhandels 
mit Trinkbranntwein für Sonnabend, den 30. und Sonntag, den 31. Juli 1932. 
Vom 7. Juli 1932. ö 


Auf Grund des 8 15 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) 
wird anläßlich der Reichstagswahl folgendes beſtimmt: 


§ 1. 
Der Ausſchank von Branntwein und der Kleinhandel mit Trinkbranntwein iſt am Sonn⸗ 
abend, den 30. und Sonntag, den 31. Juli 1932 bis zur Polizeiſtunde verboten. 


82. 


Zuwiderhandlungen werden gemäß § 29 Ziffer 8 des Gaſtſtättengeſetzes mit Haft und mit 
Geldſtrafe bis zu 150 RM oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 


83. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 7. Juli 1932. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Severing. 


Ar. 13765.) Gebührenordnung der Überwachungsausſchüſſe für die Genehmigung zur Kennzeichnung 
von Eiern und für die Überwachung der Kennzeichnungsberechtigten. Vom 1. Juli 1932. 
Auf Grund des § 13 Abf. 5 der Eierverordnung vom 17. März 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) 
wird folgendes verordnet: 
8 1. 


() Die Überwachungsausſchüſſe im Sinne des § 13 Abſ. 1 der Eierverordnung vom 
17. März 1932 ſind berechtigt, nach Maßgabe dieſer Verordnung und des anliegenden Tarifs 
Gebühren zu erheben. Die Erhebung von anderweiten Gebühren oder Stempeln wird ausgeſchloſſen. 

) Die Gebühren fließen in die Kaffe der Landwirtſchaftskammer und ſind zur Deckung 
der Koſten der Überwachungsausſchüſſe zu verwenden. f 
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8 2. N 
() Die Gebühren find grundſätzlich ſpäteſtens bei der Aushändigung der Genehmigung, 
Entſcheidung oder alsbald nach erfolgter Prüfung des Betriebs des Kennzeichnungsberechtigten 
zu entrichten. Sie können erforderlichenfalls durch Poſtnachnahme erhoben, auch kann ihre Ein⸗ 
zahlung ſchon vor der Vornahme der Amtshandlung gefordert werden. 


(2) Die Beitreibung erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 


§ 3. 

(1) Die Gebühr wird von dem Vorſitzenden des Überwachungsausſchuſſes feſtgeſetzt. 

(2) Gegen die Erhebung und die Höhe der Gebühr findet die Beſchwerde an den Oberpräſi⸗ 
denten, in Kaſſel und Wiesbaden an den Regierungspräſidenten ſtatt. Die Entſcheidung des 
Oberpräſidenten bzw. des Regierungspräſidenten iſt endgültig. Die Beſchwerde hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. Die Einziehung der Gebühr iſt jedoch in der Regel bis zur Entſcheidung über 
die Beſchwerde auszuſetzen. Die Entſcheidung erfolgt gebührenfrei. 


8 4. 
Zur Zahlung der Gebühr iſt derjenige verpflichtet, der die Tätigkeit des Überwachungs⸗ 
ausſchuſſes veranlaßt hat. 
8 5. 


Dieſe Gebührenordnung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntgabe in der Preußiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung in Kraft. 


Berlin, den 1. Juli 1932. 


Zugleich für den Preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe 
Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
In Vertretung: 
Krüger. 


Gebührentarif. 
I. 


Zulaſſung zur Kennzeichnung von Eiern. 
1. Genehmigung: 
a) bei Einzelerzeugern (8 9 Nr. 1 der Grerverminmumg) 10d 
b) bei Genoſſenſchaften und anderen Zuſammenſchlüſſen von Erzeugern ſowie bei 
Eierhandelsfirmen und Verbrauchergenoſſenſchaften im Sinne des § 9 Nr. 2 Abſ. 1 
der Eierverordnung und bei Eierhandelsfirmen im Sinne des 8 9 Nr 3 der 
nnn gs a ne 40,.— „ 
c) bei Packſtellen im Sinne des § 9 Nr. 2 Abſ. 2 der Eier verordnung 20,.— „ 
2. Ablehnung der Genehmigung. 
% der Gebühr zu Nr. J 1. 
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II. 

Vierteljährliche Kontrolle der Betriebe der Kennzeichnungsberechtigten: 

1. Bei Einzelerzeugern ($ 9 Nr. 1 der Eier verordnung 
2. Bei Genoſſenſchaften und anderen Zuſammenſchlüſſen von Erzeugern ſowie bei 
Eierhandelsfirmen und Verbrauchergenoſſenſchaften im Sinne des § 9 Nr. 2 Abſ. 1 
der Eierverordnung und bei Eierhandelsfirmen im Sinne des § 9 Nr 3 der 
Eierverordnung . BE EMO ENT 10,— „ 
3. Bei Packſtellen im Sinne des 8 9 Nr. 2 Abſ. 2 der Eierverordnung. . . 2... d— „ 


3,.— AM 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. In Nr. 14 des Miniſterialblatts der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung iſt auf Seite 150 
ein Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 24. Mai 1932 veröffentlicht worden, wodurch 
die beeidigten und öffentlich beſtellten Wirtſchaftsprüfer von der Befolgung der Vorſchriften für 
Rechtsberater befreit werden. 

Dieſer Erlaß iſt mit ſofortiger Wirkung in Kraft getreten. 


Berlin, den 29. Juni 1932. 
Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


2. Im Zentralblatt für die geſamte Preußiſche Unterrichtsverwaltung S. 194 iſt eine Ver⸗ 
ordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Mai 1932 über Verpflichtung der Beamten 
der Staatlichen Theater in Wiesbaden und Kaſſel zur Annahme oder vorübergehenden Wahrnehmung 
eines Amtes im Dienſte eines preußiſchen Kommunalverbandes veröffentlicht, die am 7. Juli 1932 
in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 8. Juli 1932. 
Preußiſches Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. September 1931 
über die Genehmigung der Erweiterung des Geſellſchaftszwecks der Vorwohle⸗Emmer⸗ 
thaler Eiſenbahngeſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 25 S. 146, ausgegeben am 18. Juni 1932; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Mai 1932 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft Berlin für den Bau einer 20 000 Volt⸗Leitung zwiſchen Gießen und Wetzlar 
— ausgenommen Kraftwerke und ſolche Schalt⸗ und Umſpannſtationen, die über den 
Rahmen von Ortsſtationen hinausgehen — 5 5 


durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 26 S. 117, ausgegeben am 18. Juni 1932; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Juni 1932 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Dorſte für die Anlegung eines 
7 m breiten Weges 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 26 S. 111, ausgegeben am 25. Juni 1932; 


Dr. Grunau, fol te 


n. t. 42/5 
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4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Juni 1932 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Freiſtaat Preußen (Handels⸗ und 
Gewerbeverwaltung) für den Bau einer Oderbrücke am Landgericht in Oppeln 


durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 26 S. 175, ausgegeben am 25. Juni 1932; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juni 1932 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Land Preußen und den Kreis Teltow 
für den Neubau der Brücke über die Dahme und den Bau der Brückenrampe in der a 
Gemarkung Königswuſterhauſen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 30 S. 203, ausgegeben am 2. Juli 1932; 
6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Juni 1932 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landelektrizität G. m. b. H. Überland- 
werk Saalkreis⸗Bitterfeld in Halle (Saale) für den Bau einer 15 000 Volt⸗Leitung von 
Schnaditz nach Düben | 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 27 S. 135, ausgegeben am 2. Juli 1932. 
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